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Der 30 Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 220 November 1968 durch

Senatspräsident Dro L a n
g k e i t

— Vorsitzender —9
Bundesrichter Dr° h r e b s und

Bundesrichter Schroeder—Printzen9

Bundessozialrichter W e n d e r o t h und

Bundessozialrichter B e e r

für Recht erkannt;

Auf die Revision des Klägers werden die Urteile des

Hessischen Landessozialgerichts vom 250 Januar 1967

und des Sozialgerichts Kassel vom 260 Mai 1965 auf—

gehobeno
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Die Beklagte wird dem Grunde nach verurteilt? dem

Kläger die Kosten der hrankenhauspflege für die beige—

ladene Lore K;::xxx in der Zeit vom 220 März bis zum
230 August 1960 zu erstatten°

Im übrigen wird die Klage abgewieseno

Außergerichtliche Kosten des Verfahrens sind nicht zu

erstatten()

g_;_g n d e :-. .——_————

I

Die Beteiligten streiten darüber, ob die beklagte Kranken—

kasse dem klagenden Sozialhilfeträger die K0sten er—
setzen muß9 die ihm duich eine Behandlung der beige-

ladenen, Frau K;xz:::‚ wegen Tuberkulose (”be) in der

Lungénheilstätte 0berkaufungen entstanden sindo

Die Beigeladene‚ Frau K:;::::7 ist aufgrund der frei—

willigen Krankenversicherung ihres Ehemannes bei der
Beklagten als Familienmitglied mitvereicherto beide

Eheleute sind nicht in der gesetzlichen Rentenversicherung

versichert° Nachdem der Tbc—Fürsorgearzt beim Gesund—

heitsamt Rotenburg/Fulda am 40 März 1960 bei der Beige—
ladenen einen frischen Schub einer bisher nicht be-

handelten The festgestellt hatte? beantragte das Gesund—

heitsamt am selben Tage bei dem Kläger ihre Einweisung

in die Lungenheilstätte_Oberkaufun„eno Die Beigeladene

wurde am 220 März 1960 dort aufgenommen und verblieb

bis zum 250 August 1960° Es wurde eine konservative

Kur bei gleichzeitiger Behandlung mit Neoteben durchge—
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führte Die Beklagte lehnte den AnsPruch des Klägers

auf Erstattung der ihm für den Aufenthalt der Beige—

ladenen entstandenen Kosten ab9 weil es sich um keine

Krankenhauspflege gehandelt habeo

Der Kläger hat daraufhin Klage auf Ersatz seiner Aus—
_

lagen erhobeno Das Sozialgericht (SG) hat die Klage au—
gewieseno Das Landessozialgericht (LLG) hat die Be—

rufung des Klägers zurückgewiesenc Zur Begründung hat

es ausgeführt; Aus 9 1 des Tuberkulosehilfegesetzes
(THG) ergebe sich? daß die in Form von Heilstätten—
behandlung gewährte The—Hilfe nur dann subsidiären

Charakter besitze9 wenn die erforderliche Hilfe ander—

weitig gesetzlich sichergestellt sei() Da die im Rahmen

der Tb03Hilfe zu gewährende Heilbehandlung nach 9 2

Abs° 1 Nr° 1 THG stationäre Krankenhaus— und Heil—
Stättenbehandlung einschließlich der Dauerbehandlung

umfasse9 hänge der Ersatzanspruch des Klägers davon ab9

ob die Beigeladene gegen die Beklagte einen gesetzlichen

Anspruch auf stationäre Behandlung in einer Heilstätte

gehabt habeo Dies sei jedoch zu verneinen° Anders als

im THG9 das ausdrücklich.zwischen stationärer Heiletätten—

behandlung und stationärer Krankenhausbehandlung unter—
scheide, sei in der gesetzlichen Krankenversicherung nur

die Krankenhauspflege vorgesehene Zwischen Krankenhaus und

Heilstätte bestehe aber ein Unterschiedo Die Krankenhaus-

pflege in der Reichsversicherungsordnung (RVG) sei eine

Ermessensleistung der Krankenkasseo Dagegen habe der

Träger der Tbc—Fürsorge die Pflicht zur Einweisung in

stationäre Krankenhaus— oder Heilstättenbehandlung? so—

fern die Voraussetzungen vorlägeno

Auch hätte die Einweisung in ein Krankenhaus nach @ 568

Abso 2 BVD durch die Kassenärzte erfolgen müssen? während

im vorliegenden Fall nach 9 25 THG das Gesundheitsamt den

Antrag des Erkrankten zu prüfen und den Eürsorgeträger
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zur weiteren Veranlassung zuzuleiten hätteo Schließlich

ergebe sich auch aus @556 Abs° 2 RVG? daß die Heil—
stättenbehandlung grundsätzlich nicht einer Kranken—

hausbehandlung gleichsteheo Das LSG hat die Revision

zugelasseno '

Der Kläger hat gegen das Urteil Revision eingelegto Er

trägt vor; Eine Heilstätte sei nichts anderes als ein

Krankenhaus‚ so daß 9 184 RVO auch für die Heilstätte

gelten müsse„ Die ?flicht des Eürsorgeträgers zur Heil—

behandlung sei nicht anders geregelt als bei der

stationären Krankenhaushehandlungo Wenn im bezirklichen

Bereich einer Krankenkasse eine Heilstätte liege9 könne

die Krankenkasse jedenfalls die Behandlung in einer

„solchen Heilstätte nicht ablehnen() Auch könne sich eine

KrankenkaSse nicht auf ihren bezirklichen bereich be—

schränken, wenn eine Behandlung in einem bpezialkranken—

haus erforderlich sei, sich ein solches aber im bezirk—

lichen bereich nicht befindeo Entscheidend sei, ob im
Einzelfall Krankheit oder ?flegebedürftigkeit vorgelegen

habe und ob dementsprechend eine Krankenbehandlung oder

lediglich Pflege stattgefunden habe„ Bei echter Kranken—

}behandldng wegen Tbc müßten die Krankenkassen ebenso

leisten wie bei anderen Krankheiten im Sinne der RVOO

Der Kläger beantragt9

die Urteile des Hessischen LSG vom
25° Januar 1967 und des SG Kassel

vom263Mai 1965aufzuhebenund die
Beklagte zu verurteilen‚ an den Kläger

30091943 DM nebst 4 % Zinsen seit
Klageerhebung zu zahleno
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Die—Beklagte beantragt?

di- Revision zurückzuweisen°

Die Beigeladene ist im Revisionsverfahren nicht vertretene

Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung ohne münd—

liche Verhandlung einverstandeno

II

Die Revision ist mit Ausnahme des geltend gemachten Zins—V

anspruchs begründete

Wie der Senat in seinem zur Veröffentlichung vorgesehenem

Urteil vom 160 Oktober 1968 (3 RK 59/63) näher dargelegt
hat? war die Krankenhauspflege durch einen Träger der

gesetzlichen Krankenversicherung (@ 184 EVO) eine "ander—
weitig gesetzlich sichergestellte" Heilbehundlung im

Sinne des @ 1 Abs() 1 Satz 2 THGDDem steht nicht ent-

gegen‚ daß die Gewährung von
krankenhauspflege im Er—

messen der Krankenkasse liegt (9 184 Abs„ 1 Satz 1 RVO)o
Denn dieses Ermessen ist aufs äußerste eingeschränkt:

Wenn Krankenhauspflege aus medizinischer Sicht geboten

ist9 so darf die Krankenkasse ihren Mitgliedern oder

deren Angehörigen Krankenhauspflége nicht verweigern? ohne

die Grenzen ihres Ermessens zu überschreiten (BBG 99 1129

124)o Unter diesen Voraussetzungen kann die verpflichtete
Krankenkasse zur Leistung verurteilt werden (BSG 99 232;

239; BSG? Urteil vom 210 November 1961 - 3 BK 33/67 _ in
SozR see 5 150 Nro 35)° Demgemäßwar die The—Hilfe nach
dem THG9 die als Krankenhauspflege gewährt wurde‚ gegenüber

der Verpflichtung eines Trägers der gesetzlichen Krankenver—

sicherung zur Krunkenheuspflege subsidiür im Sinne des
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$ 1 Abso 1 Satz 2 THG° Soweit der Landeefüreorgeverbund
anstelle der vorrangig verpflichteten Krenkenlasse auf—

grund seiner Verpflichtung zur unverzüglichen Hilfe—

*ieistung-(s 1 Abs„ 2'THG) Heilbehändldng’äewährté? hat

er im Rahmen des S 27 Abso 1 Satz 3 und 4 THGund der
@@1541‚ 15319 1533 RVO gegenüber dem verpflichteten

Träger der gesetzlichen Krankenversicherung_Anspruch auf

Kostenerstattungo

Zu Unrecht hat das LSG in dem angefochtenen Urteil die

vom Kläger gewährte Heilstättenpflege nicht als "ent—
sprechende Leietung der Krankenkasse" im Sinne des

5 1555 Nro 3 RVG angesehene Der Ver;icherte h:txx:x hatte

für seine Ehefrau nach der Art ihres Leidens Anspruch

auf Krankenhauspi’legeo Wie der Senat in der schon er—

wähnten Entscheidung vom 160 Oktober 1968 näher ausgeführt

hat, verzichtet die gesetzliche Definition der Kranken—

hauspflege (@ 184 Abso 1 Satz 1; "Kur und Verpflegung

in einem Krankenhaus") auf jede Unterscheidung nach der

'Art der Krankheit {ekutes oder ohronisches Leiden) oder

der medizinischen Behendlungsmethodeno Die genannten

‚Merkmale haben zwar gerade bei Lungenkrankheiten zur

33ereusbildung besonderer Heilenstelteny nämlich der Heil_>
stätten„éeführt° Diese Spezialisierung nimmt ihnen aber

nicht ihren Charakter als Krankenhausy sofern sie nur
den nach der Natur der Sache an ein krankenhaus zu

stellenden Anforderungen genügen? doh° wenn sie auf die

stationäre Behandlung krenkenhausbedürftiger ßersonen

eingerichtet sind° Wie der Senat_in seinem Urteil vom
24° November 1967 (SozR RVG @ 184 Nr„ 19) dargelegt hat?

kommt es für die Frage‚ ob die Anstalt ein Krankenhaus

im Sinne von 5 184 EVO ist? nicht auf die Bezeichnung?

sondern darauf an? ob dort Eersonen‚ die an einer akuten

Krankheit leiden9 eine im Vordergrund stehende intensive

ärstliche Behandlung und enstnltemäßige Pflege zur WlGd■fw
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herstellung ihrer Gesundheit erfahrene Dabei erklärt sich

die Beschränkung auf "akute Krankheiten" in dem genannten

Urteil auf den damaligen Sachverhalt9 der eine solche

Beschränkung erlaubte° Wie bereits dargelegt9 verändert

die Zweckbestimmung einer Heilanstalt9 vorwiegend

chronisch Erkrankte aufzunehmen, ebensowenig ihren

Charakter als Krankenhaus im Sinne des 5 184 RVO wie das

mehr oder weniger große Maß; in dem "natürliche" Heil—

mittcl und Heilmethoden neben der Chemotherapie oder der

Chirurgie bei der Behandlung der Krankenhauspatienten
verwendet werdeno Es kann daher offenbleiben9 ob die bei-

geladene Ko während der gesamten Dauer ihrer Heiletätten-

behandlung an einer akuten oder chronischen Krankheit

gelitten hat() Denn entscheidend ist? daß die Art ihres

Leidens Krankenhauspflege erforderte und daß sie diese

erhalten hate

Auf @}63 RVG? wonach die Mittel der Kasse nur zu den

satzungsmäßigen Leistungen ooaoo verwendet werden dürfen‚

kann sich die Beklagte nicht berufen° Denn die Bestrei—

tung der Kosten eines Krankenhausaufenthalts gehört gerade

zu den satzungsmäßigen Leistungen der Kasse? weil ihr

Ermessen bei der Gewährung von Krankenhauspflege aufs

äußerste eingeschränkt isto

Auch die von der Beklagten noch weiter angezogenen && 368 d

und 368 e EVO rechtfertigen keine andere Beurteilungo Wenn
nach 9 568 d Abs° 1 Satz 2 RVG nichtzugelassene Ärzte nur
in Notfällen in Ansgruch genommen werden dürfen? so be»

‚sagt das nicht9 daß ein Krankenhausaufenthalt dann nicht

von der ßeklagten zu erstatten ist9 wenn eine ärztliche

Notwendigkeit dafür bestanden hat, die Einweisung aber

von anderer Stelle vorgenommen wurde° Nach @ 368 e EVO

hat der Versicherte An5pruch auf die ärztliche Versorgung,

die zur Heilung oder Linderung nach den Regeln der ärzt—
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lichen Kunst zweckmäßig und ausreichend isto Wenn dies

aber der Fall ist bezüglich einer Einweisung in ein

Krankenhaus bzwo in eine Heilstätte‚ dann muß auch die

Krankenkasse für die entsprechenden Kosten aufkommeno

Das angefochtene Urteil muß daher aufgehoben werden(; Da

Feststellungen über die Höhe des geltend gemachten An—

spruchs fehlen‚ hat der Senat die Beklagte dem Grunde nach

verurteilt (@ 130 des Sozialgerichtsgesetzes - SGG —)9 dem

Kläger die geltend gemachten Kosten der Krankenhauspflege

zu erstatteno

Dagegen ist die Revision unbegründet? soweit der Kläger

Prozeßzinsen seit Klageerhebung verlangta Denn auch der

Sozialhilfeträger kann keine Prozeßzinsen verlangen? wie

das Bundessozialgericht (BSG) wiederholt ausgesprochen

hat (Urteile des 10 Senats vom 220 September 1963 in

SozREVO5 1531Nf„ 16 und des 20 Senats vom270 Juni 1968
—2 RU 73/65 —)„

Die Kostenentscheidung ergeht nach 5 193 SGG°
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